
 
 
 

 
 

 

 

 

 

Krise in der Veranstaltungsbranche 

Coronavirus COVID-19 
 

Deutschland, den 16. April 2020   
 

 

 

 

 

Veranstaltungsverbot bis Ende August 
 

 

 
Trotz der Ankündigung für mehr Freizügigkeit durch die Regierung hat sich für die Veranstaltungswirt-

schaft in der Coronakrise nichts Substantielles geändert – sie leidet weiter unter den Verboten. Finanzi-

elle Hilfe ist jetzt umso wichtiger.  

 

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und -chefs der Länder haben sich am 15. April 2020 

auf das weitere Vorgehen zur Eindämmung des Coronavirus verständigt. Danach möchte man in kleinen 

Schritten daran arbeiten, Bürgerinnen und Bürgern mehr Freizügigkeit zu ermöglichen und das öffentliche 

Leben wieder zu beginnen.  

 

Erlaubt wird danach künftig im wirtschaftlichen Leben:  

 

Unter bestimmten Hygienevorschriften können Geschäfte bis 800 qm Verkaufsfläche, Kfz- und Fahrrad-

händler sowie Buchhandlungen wieder öffnen. Für Friseure wird diese Regelung unter Nutzung von 

Schutzausrüstung ab dem 04.05.2020 ermöglicht. Unternehmen werden angewiesen, über ein Konzept 

für Hygiene zu verfügen. Dennoch sollen sie, soweit möglich, auf Heimarbeit setzen. Die Regierung emp-

fiehlt, Masken zu tragen, es ist aber nicht verpflichtend. Bund und Länder unterstützen die Wirtschaft, 

gestörte internationale Lieferketten wiederherzustellen. Dazu richten die Wirtschaftsministerien des Bun-

des und der Länder Kontaktstellen für betroffene Unternehmen ein.  

 

Erlaubt ist unter anderem weiterhin nicht:  

 

Die Öffnung von Dienstleistungsbetrieben, bei denen körperliche Nähe unabdingbar ist. Genauso sind 

private Reisen und Besuche, auch von Verwandten, weiter untersagt.  

 

Was bedeutet die Bund-Länder-Einigung für die Veranstaltungsbranche?   

 

Da Großveranstaltungen „in der Infektionsdynamik eine große Rolle“ spielen, werden sie bis zum 

31.08.2020 untersagt. Konkrete Regelungen, etwa zur Größe der Veranstaltungen, sollen zwar durch die 

Länder getroffen werden. Konkret heißt das aber weiterhin: Für den Publikumsverkehr geschlossen sind 

Gastronomiebetriebe, Bars, Clubs, Diskotheken, Kneipen und ähnliche Einrichtungen, Theater, Opern, 

Konzerthäuser, Museen, Galerien, Ausstellungen, zoologische und botanische Gärten und ähnliche Ein-

richtungen, Messen, Kinos, Freizeitparks und Anbieter von Freizeitaktivitäten (drinnen und draußen), 

Zusammenkünfte in Vereinen und sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen sowie die Wahrnehmung 

von Angeboten in Volkshochschulen, Musikschulen und sonstigen öffentlichen und privaten Bildungsein-

richtungen im außerschulischen Bereich. 

 

 



 
 
 
  

 
 

 

 

 
 

 

 

Investitionen für erfolgreichen Exit –  

Stellungnahme des VPLT-Vorstandsvorsitzenden Helge Leinemann 
 

 
„Mit diesen geänderten Maßnahmen haben sich unsere Befürchtungen bestätigt, dass die Veranstal-

tungswirtschaft zu den ersten Branchen gehört, die unter der Coronakrise leidet, und nun leider zu den 

letzten zählen wird, die wirtschaftlich wieder tätig werden kann“, sagt Helge Leinemann, Vorstandsvorsit-

zender des VPLT. „Für unsere Branche sind die Auswirkungen desaströs. Umso wichtiger ist es jetzt, dass 

wir uns weiter aktiv an einer Exitstrategie beteiligen. Soloselbständige, kleine und mittelständische Un-

ternehmen sowie Großunternehmen der Veranstaltungswirtschaft, die momentan wirtschaftlich ums 

Überleben kämpfen, benötigen neben bisheriger Förderung und Kreditvergabe dringend weitere finanzi-

elle Mittel. Nur ein Weg ist zum Beispiel ein Konjunkturprogramm, das wir aktuell ausarbeiten, um flä-

chendeckend Veranstaltungen zu organisieren. Inhaltlich unterstützen diese Events den Staat mit gesell-

schaftlichen Themen im Bürgerdialog.“ 

 

 

Erste Vorschläge für mögliche Inhalte und Formen der Veranstaltungen 

 
1. Bürgerdialog „Verantwortung für unsere Demokratie“ an Messestandorten 

2. Roadshows zum Thema „Lebenslanges Lernen“ mit musikalischem Rahmenprogramm 

3. Volksfeste mit Informationen zu aktuellen Kernzielen des „Green Deals“ der EU 

4. Open-Space Veranstaltungen für Start-ups, Forschungseinrichtungen und Hochschulen mit Informati-

onen zum Thema „Digitalisierung gestalten“ 

5. Public Events zum Thema „Was zusammengehört…“ für neue Bundesländer, um ihre attraktiven tou-

ristischen und wirtschaftlichen Angebote zu präsentieren 

 

„Gleichzeitig sind diese Events eine richtige Investition in den Binnenmarkt“, so Leinemann, „von der 

ebenfalls bundesweit die Städte und Länder profitieren. Ganz besonders nach diesem anhaltenden Ver-

bot von Veranstaltungen sind solche direkten Investitionen ein wichtiges Signal für die Zukunft unserer 

Branche.“ 

 


